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•	Eine von drei Frauen hat seit ihrem 15. 
Lebensjahr körperliche oder sexualisierte 
Gewalt erfahren.

•	Jede Woche sterben 50 Frauen 
durch männliche Partnerge-
walt.

•	Eine von vier Frauen 
erlebt während der 
Schwangerschaft 
körperliche und/
oder sexualisierte 
Gewalt.

•	60 Prozent aller 
obdach lo sen 
Frauen geben 
häusliche Ge-
walt als Ur-
sache für die 
Obdachlosig-
keit an.

•	Gewalt gegen 
Frauen kostet je-
des Jahr 226 Milli-
arden Euro. Dies ent-
spricht fast 2 Prozent 
des Jahresbudgets der EU.

•	Bestimmte Frauen haben ein 
höheres Risiko, Opfer von Ge-
walt zu werden. Diese Gewalt wird durch 
Sexismus, Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit und andere Diskriminierungsformen 
motiviert. Diese ineinandergreifenden 
Diskriminierungsformen erschweren den 

Frauen außerdem den Zugang zum Jus-
tizsystem sowie zu Hilfs- und Unterstüt-
zungsangeboten.

•	 Zwischen 50 Prozent und 60 Prozent 
aller Frauen, die psychologische Hilfe in 
Anspruch nehmen, haben häusliche Ge-
walt erlebt, und bis zu 20 Prozent der 

Frauen in psychologischer Beratung 
erleben zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt häusliche Gewalt.
•	Mindestens 500.000 

Frauen und Mädchen 
leben mit den Folgen 
von weiblicher Geni-
talverstümmlung.
•	 Frauen mit 
Behinderungen 
werden zwei- bis 
fünfmal so oft 
Gewaltopfer wie 
Frauen ohne Be-
h i n d e r u n g e n , 
Frauen mit Behin-

derungen werden 
außerdem gegen 

ihren Willen zu Ste-
rilisationen und Ab-

treibungen gezwungen.
•	 23 Prozent aller lesbi-

schen Frauen haben in den 
letzten 5 Jahren mindesten ei-

nen körperlichen/sexualisierten An-
griff erlebt oder sie sind in der Häuslich-
keit bzw. in der Öffentlichkeit (auf der 
Straße, am Arbeitsplatz, im öffentlichen 
Nahverkehr etc.) mit Gewalt bedroht 
worden.

Internationale 
Anti-Gewalt-Arbeit

Schwerpunktthema dieser Ausgabe:

Fakten zu Gewalt gegen Frauen in Europa

Über den deutschen Tellerrand hinaus wirft die 42. Ausgabe der 
CORAktuell einen Blick auf die internationale Anti-Gewalt-Arbeit. 

Besonderer Fokus liegt auf der Bekämpfung von Menschenhandel in Europa 
sowie auf der Anti-Gewalt-Arbeit in Kasachstan.



2

dezember 2016 / 42.  Ausgabe

•	Frauen ohne Papiere und Frauen mit 
einem abhängigen Migrationsstatus 
(abhängig bspw. vom Ehegatten oder 
Arbeitgeber) haben ein höheres Risi-
ko, Opfer von Gewalt oder Ausbeu-
tung zu werden. Da sie oft das Risiko 
eingehen, verhaftet oder abgeschoben 
zu werden statt Hilfe zu erhalten sind 
für sie die Hürden beim Erhalt von 
Unterstützung, Schutz und Hilfe be-
sonders hoch.

•	Geschlechterbasierte Gewalt kann le-
benslange Folgen für die körperliche 

und geistige Gesundheit von Frauen 
haben.

•	85 Prozent aller jungen Frauen im 
Vereinigten Königreich erleben im öf-
fentlichen Raum sexuelle Belästigung. 
Frauen of colour werden oft rassistisch 
diskriminiert, wenn sie sich gegen se-
xuelle Übergriffe wehren.

•	28 Prozent aller älteren Frauen ha-
ben in den letzten 12 Monaten vor 
einer Befragung irgendeine Form der 
Gewalt oder des Missbrauchs in der 
Häuslichkeit erlebt.

•	60 Prozent - 100 Prozent aller Opfer 
anti-muslimischer Übergriffe in Euro-
pa sind Frauen, besonders Frauen, die 
Kopftuch tragen. Somit betreffen anti-
muslimische Übergriffe überdurch-
schnittlich oft Frauen.

•	Roma-Frauen erleben häufiger als 
andere Frauen eine frühe Heirat und 
Eingriffe in ihre körperliche Integri-
tät, wie etwa Zwangssterilisation.

•	75 Prozent der Frauen in Spitzenposi-
tionen haben sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz erlebt.

Hauptquellen: Studie der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) zu Gewalt gegen Frauen von 2014 und andere 
FRA-Studien; Studien des Wissenschaftlichen Dienstes des Europäischen Parlaments; durch das DAPHNE-Programm finanzierte, 
europäische Studien sowie wissenschaftliche Studien und Studien von Nichtregierungsorganisationen; nationale Umfragen

Im letzten Monat bot sich eine be-
sondere Gelegenheit für die Fach-

beratungsstelle Zora aus Schwerin: Die 
Teilnahme an einem EU-geförderten 
Projekt über Menschenhandel in der 
Türkei.

Aus dem Anliegen heraus, Betroffene 
von Menschenhandel angemessen un-
terstützen zu können und im Kontext 
der Gegebenheiten in der Türkei die 
Arbeit weiter auszubauen, entwickel-
te sich das Projekt unter der Leitung, 
durch die proaktive Arbeit und die in-
ternationale Kooperation dreier Nicht-
regierungsorganisationen, nämlich Aile-
der aus der Türkei, dem Bundesweiten 
Koordinierungskreis gegen Menschen-
handel – KOK e.V. aus Deutschland 
und der griechischen Organisation Ar-
sis. Das geplante Konzept enthielt drei 
mehrtägige Einheiten, die sich jeweils 
intensiv mit relevanten Themen ausei-
nandersetzten, um Fachkräften spezi-
fische Weiterbildung über das Thema 
Menschenhandel zu bieten. 

Das Thema des Projektes lautete: „Die 
Stärke der Zivilgesellschaft, Menschen-
handel zu bekämpfen“. Für die Teilnahme 
hatte sich Zora schon im Mai qualifiziert 
und sich für die zweite Trainingseinheit 
entschieden. Dabei sorgte die Teilnahme 
von Fachkräften aus verschiedenen EU-
Ländern für ein besonders facettenrei-
ches und produktives Training. 

Die Fachberatungsstelle Zora 
berichtet:

Ende Oktober 2016 war es dann so-
weit – die Trainingseinheit sollte begin-
nen. Als Leitung der Fachberatungsstelle 
Zora traf ich mit ca. 40 weiteren Teilneh-
menden aus Deutschland, Griechenland, 
Mazedonien, Bulgarien und der Türkei 
für das dreitägige Training in der Nähe 
von Antalya zusammen. Mit dem Fokus 
auf Menschenhandel ging es in dieser 
Trainingseinheit insbesondere um die 
Vertiefung und Spezialisierung in den 
Bereichen der Vernetzungsarbeit und 
Kooperationspartnerschaften von Nicht-
regierungsorganisationen, die national, 
EU-weit und international agieren. 

Frau Dr. Bärbel Heide Uhl, eine re-
nommierte Expertin auf dem Gebiet 
Menschenhandel, koordinierte das Trai-
ning für den KOK e.V., der als Projekt-
leitung die Umsetzung dieses Themas 
gestaltete.

Die Lern-Elemente waren in Theo-
rie und Praxis aufgeteilt, um eine mög-
lichst umfassende Einarbeitung in die 
Materie erreichen zu können. Dazu gab 
es neben vielen praktischen Beispielen 
von Netzwerkstrukturen auf den ver-
schiedenen Ebenen auch interessante 
Arbeitsgruppen, die Gelegenheit bo-
ten, das Wissen direkt einzubringen und 
auf ein aktuelles Problem anzuwenden. 
Die Arbeitsgruppen waren in einzelne 

Stärke der Zivilgesellschaft – Menschenhandel bekämpfen

Workshops aufgeteilt, in denen die er-
lernten Methoden auf Praxisbeispiele 
aus der Türkei angewandt wurden. Sich 
überschneidende Themen wie Migra-
tion und Flucht sowie die Ausbeutung 
von Kindern und Zwangsverheiratung 
spielten dabei ebenfalls eine Rolle. Der 
multikulturelle Austausch erwies sich als 
äußerst bereichernd. Die unterschied-
lichen Situationen in den Herkunfts-
ländern der Teilnehmenden waren die 
Grundlage für spannende Diskussionen, 
die die Stärken und Schwächen der ein-
zelnen Theorien offenbarten. 

Sprachbarrieren waren durch die 
Kommunikation in der gemeinsamen 
englischen Sprache leicht zu überwin-
den. Erfahrungsberichte aus den ein-
zelnen Ländern boten regelrechte Aha-
Momente, welche die Vielfältigkeit und 
die Besonderheiten in der Arbeit mit 
von Menschenhandel Betroffenen in 
verschiedenen geographischen und po-
litischen Regionen deutlicher aufzeig-
ten. Aber auch viele Gemeinsamkeiten 
konnten in diesen Tagen festgestellt 
werden, in denen der Austausch von 
Fachwissen vielversprechend und hilf-
reich war. Passend zu dem Thema gab 
es zahlreiche Möglichkeiten, professi-
onelle und freundschaftliche Kontakte 
mit den anwesenden Fachkräften und 
Organisationen zu schließen, die sich 
auch in der Zukunft zu wertvollen und 
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Ein Reisebericht von Gisela Best. 

Gisela Best reiste Anfang Oktober auf 
Einladung der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Kasachstan in die Hauptstadt Astana und 
referierte  auf der Konferenz der zentralasi-
atischen Krisenzentren zum Thema Anti-
Gewalt-Arbeit in Deutschland.

Am Flughafen von Astana lächelt 
mich in der Empfangshalle das 

freundliche Gesicht von Alima Tenigs-
bai an. In der Hand hält sie ein Schild 
mit der Aufschrift „Friedrich-Ebert-
Stiftung“. Sie arbeitet als Assistenz der 
Regionaldirektorin sowie wissenschaft-
liche Mitarbeiterin für den Bereich 
„Gender“ und ich habe organisatori-
sche Mails vorab mit ihr ausgetauscht. 
Nun sehen wir uns das erste Mal. Es ist 
kurz vor Mitternacht und vor uns liegt 
eine spannende Konferenz aller zen-
tralasiatischen Krisenzentren und ein 
Runder Tisch mit Regierungsvertre-
terinnen und -vertretern sowie NGOs 
zum Thema Gewalt gegen Frauen in 
der Hauptstadt Astana.

Wir werden von einem Fahrer zum 
Hotel gefahren. Es ist nicht wirklich 
dunkel, denn alle Straßen, Häuser und 
auch Brückengeländer sind aufwendig 
beleuchtet. Manche Gebäudekomple-
xe wirken extrem überdimensioniert. 
Das Khan-Shatyr (Architekt: Norman 
Foster), der Bajterekturm und die Py-
ramide des Friedens und des Einklangs 
(ebenfalls Foster) sind die berühmtesten 
Bauten in der Stadt. Unter der Initiati-

ve von Präsident Nursultan Nasarbajew 
wurde die Hauptstadt Kasachstans von 
Almaty nach Astana verlegt. Das lerne 
ich schon, bevor wir das Hotel errei-
chen. Auch der Tagesablauf am 5. Ok-
tober wird auf der nächtlichen Fahrt 
durch die Stadt kurz erläutert. Ich be-
komme eine Mappe mit allen Fakten 
ausgehändigt. Es ist alles sehr gut or-

ganisiert und die Friedrich-Ebert-Stif-
tung (FES) hat für beide Tage das Auf-
enthaltsprogramm durchgeplant, was 
mich gerade sehr entspannt.

Aus dem Fenster des 8. Stocks des 
Park-Inn-Hotels blicke ich noch völlig 
wach und aufgewühlt von der Reise auf 
die nächtlichen Straßen der Stadt. Es ist 

unglaublich. Mitten in der nordkasachi-
schen Steppe, in der die Temperaturen 
zwischen -40°C und +40°C schwan-
ken, wurde Astana aus dem Nichts er-
baut. In den letzten zehn Jahren sind auf 
der linken Flussseite unzählige Neubau-
ten entstanden. 

Am 5. Oktober lerne ich die Bürolei-
terin der FES in Astana, Zauresh Shuto-

va, kennen. Sie ist zuständig für die Be-
reiche Rechtsstaat und Menschenrechte 
und humorvoll und kompetent bei der 
Sache, sie spricht perfekt Deutsch und 
dolmetscht für Regierungsvertretungen 
aber auch für NGOs. Unser Gespräch 
ist sofort in vollem Gange. Denn das ge-
wünschte Hauptthema „Finanzierung 

bereichernden Partnerschaften wei-
terentwickeln können. Am Rande des 
Trainings konnten die Teilnehmenden 
in ihrer freien Zeit die noch sommerli-
chen Temperaturen genießen.

Insgesamt war es eine sehr positive 
und erfolgreiche Zeit mit vielen neue 
Erfahrungen, Ideen für praktische An-
wendungen und auch inspirierenden 
Geschichten. Mit einem erweiterten 
Erkenntnisschatz kam ich aus der Tür-
kei zurück, überzeugt davon, dass dieser 
auch hier in Mecklenburg-Vorpom-
mern und in der Arbeit bei Zora seinen 
praktischen Einsatz finden wird.

ZORA – Fachberatungsstelle für Betroffene von 
Menschenhandel und Zwangsverheiratung
 
AWO Kreisverband Schwerin Parchim e.V.
PF: 110 134 
19001 Schwerin

Tel: (0385) 521 32 20

Kontakt

 „Frau Best, wir lieben Deutschland“

Die Innenstadt von Astana mit dem Bajterek-Turm in der Mitte
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der Frauenhäuser, Ausstattung und Ko-
operation“, zu dem ich meinen Vortrag 
vorbereitet hatte, stellt sich im Gespräch 
als nicht ganz passend heraus. 

Denn es gibt in Deutschland kei-
ne bundesweite und gesicherte Finan-
zierung der Frauenhäuser, die auf der 
Konferenz als vorbildhaft präsentiert 
werden könnte, sondern eine Vielzahl 
von Mischfinanzierungen durch Län-
der, Kommunen und Träger. Auf die 
Spitze getrieben könnte man sogar sa-
gen: Es gibt 353 Frauenhäuser und 353 
Finanzierungsmodelle. 

Zauresh Shutova betont: „Frau 
Best, wir lieben Deutschland. Und un-
sere Regierungsvertreter nehmen vie-
le deutsche Konzepte und Praktiken 
zum Vorbild. Zum Beispiel den Ju-
gendstrafvollzug, das Jugendgerichts-
gesetz, es soll nach deutschem Vorbild 
ausgestaltet werden. Auch bei famili-
enpolitischen Fragestellungen wird 
zuerst nach Deutschland geschaut, 
und auch die duale Ausbildung läuft 
nach deutschem Vorbild.“ Sie sagt au-
ßerdem, dass ich die einzige deutsche 
Vertreterin sei. Die anderen angereis-
ten Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
kommen aus den benachbarten zent-
ralasiatischen Staaten. Ich muss etwas 
schlucken, denn ich repräsentiere nun 
also Deutschland. Das Land, in dem 
die Frauenhäuser schon seit 40 Jahren 
im Westen bzw. seit 25 Jahren im Os-
ten um eine solide und ausreichende 
Finanzierung kämpfen. Nun soll ich 
die Errungenschaften herausstellen, 
wie Zauresh lächelnd betont. 

Ich erzähle ihr also von den Errun-
genschaften: Den Polizeigesetzen der 
Länder, dem Gewaltschutzgesetz, dem 
nunmehr 3. Opferrechtsreformgesetz, 
welches am 1. Januar 2017 in Kraft 
tritt. Vom Bundeskinderschutzgesetz 
und den Qualitätsempfehlungen der 
Frauenhauskoordinierung für Frauen-
häuser und Beratungsstellen. Da öffnet 
sich das Gesicht von Zauresh Shutova: 
„Genau das! Betonen Sie die Errun-
genschaften!“

So ganz im Klaren bin ich mir immer 
noch nicht, wie ich mit meinem Beitrag 
die Konferenz bereichere und welche 
Impulse wichtig sind für die Praktike-
rinnen der Krisenzentren und für die 
Regierungsvertretung. Doch nun stehen 
erst einmal eine Stadtführung und da-
nach ein Abendessen mit der Regional-
direktorin der FES, Henriette Kiefer, an. 

Beim Abendessen lerne ich Henri-
ette Kiefer näher kennen. Sie berichtet 
davon, dass sie sehr eng mit Partnern 
der Zivilgesellschaft und aus staatli-
chen Strukturen zusammenarbeitet um 
die Rahmenbedingungen im Land zu 
verbessern. Es gäbe bereits eine natio-
nale Notrufnummer und in Tadschiki-
stan sei im Frühjahr 2013 ein Gesetz 
zur Bekämpfung häuslicher Gewalt in 
Kraft getreten. Um eine effiziente Um-
setzung des neuen Gesetzes zu fördern, 
kooperiert die FES Tadschikistans zum 
Beispiel mit dem staatlichen Frauen-
zentrum. Jetzt erfahre ich, dass es ne-
ben den staatlichen und vollfinanzier-
ten Frauenzentren in Kasachstan auch 
nicht staatliche gibt, die ihre Finanzie-
rung anderweitig bestreiten müssen.

Henriette Kiefer ist Regionaldirek-
torin und zuständig für Kasachstan und 
Usbekistan. Sie hatte den Wunsch der 
Union der Krisenzentren aufgegrif-
fen, eine deutsche Expertin ein-
zuladen. Zulfia Baissakova ist 
die Vorsitzende der Uni-
on der Krisenzentren, 
sie wird nach dem 
Abendessen anreisen 
und wir werden uns 
alle gegen 21 Uhr 
in der Lobby 
des Hotels 
treffen. 

Es ist gleich 21 Uhr und wir verlassen 
das Restaurant um zum Hotel zurück 
zu gehen. Zulfia Baissakova wartet be-
reits auf uns. Wir kommen nach kurzem 
„shake-hands“ gleich zur Sache. Zulfia 
Baissakova kennt die Besonderheiten 
und Tätigkeiten der Frauenhäuser und 
ist die Schnittstelle zu Politik und Ver-
waltung. Ich fühle mich bereits jetzt mit 
ihr beruflich verbunden. Ich frage sie, 
welche Prozesse sie zurzeit voranbrin-
gen will und welche fachlichen Impul-
se aus Deutschland hilfreich wären, um 
den Gewaltschutz zu verbessern? 

Sie sprudelt: Die Kooperation zwi-
schen den Behörden und den Hilfe-
zentren müsste verbessert werden. Es 
fehle an ämterübergreifender Koope-
ration. Dies betreffe vor allem den po-
lizeilichen und den medizinischen Be-
reich. Die gewaltbetroffene Frau müsse 

die Beweise für die Straftat selbst 
erbringen. Nur wenn eine 

Anzeige erfolgt sei, 
könne sie in ein 

s taa t l iches 
K r i s e n -
zentrum 
a u f g e -
nommen 
werden. 

Hochhauskomplex „Nordlichter“ in Astana
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Ich kann berichten, dass dies in 
Deutschland zum Glück nicht so ist. Die 
Frauenhäuser dort nehmen prinzipiell 
alle Frauen auf, egal welche Form der 
häuslichen Gewalt sie veranlasst, Schutz 
zu suchen. Die Polizei nimmt bei häusli-
cher Gewalt ein öffentliches Interesse an 
und stellt die Straftat beim Polizeieinsatz 
fest. Auch die rechtsmedizinischen Am-
bulanzen, die in Deutschland Befunde 
gerichtsfest dokumentieren, sind eine 
Errungenschaft für die Strafverfolgung 
bei Partnerschaftsgewalt. Auch auf Bun-
des- und Landesebene gibt es interdis-
ziplinäre Gremien und Arbeitskreise zu 
den Themen häusliche und sexualisierte 
Gewalt. So langsam konkretisiert sich 
meine Vorstellung meines morgigen 
Vortrages. Doch wann ich diesen ausar-
beite, ist mir um 22 Uhr noch nicht klar. 

Des Weiteren fordert Zulfia Baissa-
kova, dass es dringend Täterarbeit 
bräuchte um die Gewalt zu beenden. 
Das Thema Prävention und Täterar-
beit platzieren wir für den zweiten Tag, 
wenn die Regierungsvertretungen an-
wesend sind.

Gefüllt mit vielen neuen Informatio-
nen fahre ich mit dem Aufzug in mein 
Zimmer und beginne mit der Überar-
beitung. Aufgrund des Jetlags bin ich ge-
rade sehr wach. Am nächsten Tag erfahre 
ich, dass die Folgen der Zeitdifferenz am 
zweiten Tag wohl am schlimmsten seien.

Am zweiten Tag, dem 6. Oktober, 
treffe ich auf der Konferenz Zauresh 
Shutova wieder. Sie wird simultan über-
setzten. Wir scherzen, dass wir heute nur 
über Errungenschaften sprechen werden. 

Zulfia Baissakova eröffnet die Konfe-
renz mit Monitoring-Ergebnissen zum 
Thema Gewaltschutzgesetz und Prä-
vention häuslicher Gewalt sowie Prob-
lemlagen in den Krisenzentren in Ka-
sachstan. Das erinnert mich sehr an die 

Entwicklung des 3. Landesaktionsplans 
zur Bekämpfung von häuslicher und se-
xualisierter Gewalt in M-V, aber auch 
an den Bericht der Bundesregierung 
zur Situation der Frauenhäuser und Be-
ratungsstellen in Deutschland.

Danach kann ich berichten: über 
das ausdifferenzierte Hilfesystem und 
die Leistungen der Frauenhäuser in 
Deutschland. Dass jede Frau aufgenom-
men werden kann, unabhängig auch vom 
Zeitpunkt der Gewalt oder einer Anzeige 
bei der Polizei. In vielen Frauenhäusern 
wird auch pädagogisch mit den Kindern 
gearbeitet. Ich betone, dass Frauenhausar-
beit sich weiterentwickelt in Deutschland 
und dass Sicherheit und Schutz Qualität 
brauchen. Ich bringe die Qualitätsemp-
fehlungen der Frauenhauskoordinierung 
e.V. zur Sprache, die der Politik und der 
Verwaltung vorgelegt wurden um ihre 
Umsetzung bundesweit zu erreichen. Ich 
werde gleich gefragt, ob die Frauenhäuser 
denn damit zertifiziert würden, denn das 
sei das Ziel der zentralasiatischen Zent-
ren. Sie wollen, dass die Arbeit der Kri-
senzentren bei Gewalt gegen Frauen klar 
definiert wird und dass nach Standards 
gearbeitet wird. Wir sprechen über Krite-
rien von guter Versorgung. Von Kapazität, 
sachlicher und personeller Ausstattung, 
und Erreichbarkeit der Einrichtungen. 

Es ist auch in Kasachstan so, dass Frau-
en den Weg zu einer unterstützenden 
Hilfe nicht alleine finden. Auch hier wer-
den sie häufig durch Dritte vermittelt. 
Es fehlt aber an klaren Richtlinien. Ich 
berichte daraufhin von der Interventi-
onskette bei häuslicher Gewalt, die nach 
dem Prinzip „Wer schlägt, der geht“ ar-
beitet, und der Möglichkeit der Wegwei-
sung der Gewalt ausübende Person durch 
die Polizei, die für bis zu 14 Tage ausge-
sprochen werden kann. Ich erläutere die 
proaktive Arbeit der Interventionsstellen, 

die in Fällen häuslicher Gewalt von der 
Polizei informiert werden müssen. 

Ich kann auch über die deutschen 
Jugendämter berichten, die von der Po-
lizei informiert werden müssen, wenn 
bei einem Einsatz auf Grund häuslicher 
Gewalt Kinder am Einsatzort anwesend 
waren. Nun stellt sich heraus, dass es in 
Kasachstan gar kein Jugendamt gibt. 

Der Veranstaltungstag bleibt weiter in-
teressant. Es werden innovative Videoclips 
und Dokumentationen der praktischen 
Arbeit gezeigt, die wir teilweise auf der 
Website www.cora-mv.de präsentieren 
wollen. Aus der Republik Kirgistan kom-
men spannende Beiträge zum Thema 
Kinderschutz, aus Tadschikistan wird die 
Rolle nicht-kommerzieller Organisatio-
nen betont, welche die Frauen auf ihrem 
Weg in die ökonomische Selbstständig-
keit unterstützen. Es wird über die Fort- 
und Weiterbildung aller Fachleute disku-
tiert. Spannend ist auch der Beitrag von 
Marat Aliaskarow, dem Leiter der NGO 
„Männer gegen Gewalt“ aus Kirgistan. 
Er arbeitet nach einem europäischen 
Vorbild und will nach acht Jahren prak-
tischer Arbeit gerne den Austausch mit 
deutschen Kollegen auf den Weg bringen 
um sich fachlich weiterzuentwickeln. 
Ich bespreche das Anliegen sogleich mit 
Henriette Kiefer, die nützliche Tipps zur 
Antragstellung geben kann, um Reise- 
und Seminarkosten zu finanzieren.

Am Ende des ersten Konferenztages 
werden länderübergreifende Empfeh-
lungen zur Optimierung der Krisen-
zentren entwickelt. Diese sollen am 
nächsten Tag an Herrn E. P. Tarrassenko, 
den Vorsitzenden des Nationalen Aus-
schusses für Frauen und Familienpolitik 
beim Präsidenten der Republik Kasach-
stan, und an UN Women in Zentralasi-
en übergeben werden. Zu dieser Gele-
genheit werde auch ich sprechen.

Einige Empfehlungen der Krisenzentren
•	 Regelmäßiges Monitoring von Rechtsakten
•	 Interaktion und Kooperation von verschiedenen Sektoren (Strafverfolgungsbehörden, soziale, staatliche und nicht staat-

liche Organisationen usw. ) mit dem Ziel der Organisation und Durchführung von Maßnahmen zur Bekämpfung 
häuslicher Gewalt

•	 Beamte zur Weiterbildung verpflichten (insbesondere Strafverfolgungsbehörden, Richter) um häusliche Gewalt in der 
Praxis besser zu bekämpfen

•	 Anwendung von Videovernehmungen um die erneute Viktimisierung der Opfer durch das Strafsystem zu vermeiden
•	 Gewährleistung des Zugangs zum Rechtsschutz für Gewaltopfer; kostenloser Schutz im Gericht
•	 Ausreichende Anzahl staatlich finanzierter Krisenzentren, in denen die Opfer sowohl juristische als auch psychologische 

Hilfe bekommen
•	 Ständiger Erfahrungsaustausch zwischen den Krisenzentren Zentralasiens; Förderung des zentralasiatischen und inter-

nationalen Austauschs
•	 Ausarbeitung und Implementierung des Programms zur Täterarbeit
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Doch auch jetzt wartet nach so vie-
len neuen Informationen zur Lage im 
Land eine Überarbeitung meines ur-
sprünglichen Vortrags. Es gibt eine Fülle 
an fachlicher Expertise und ein hohes 
Niveau seitens der Akteure, sodass ich in 
meinem Beitrag für den Ausschuss gerne 
lokale Erfolge aufgreifen und mit bun-
desdeutscher Erfahrung vertiefen will. 
Die Power-Point-Präsentation muss an-
schließend noch von Alima Tenigsbai ins 
Russische übersetzt werden, also hurtig.

Der Runde Tisch des Nationalen 
Ausschusses für Frauen und Familienpo-
litik beim Präsidenten der Republik Ka-
sachstan tagt am 7. Oktober erstmalig in 
dieser Zusammensetzung. Es ist eine Be-
sonderheit, dass durch die Förderung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung dieser intersek-
torale Zusammenschluss erfolgen kann. 

Der Vorsitzende des Ausschusses und 
weitere Abgeordnete berichten von ak-
tuellen Gesetzgebungen und erfolgten 
Gerichts- und Rechtsreformen. Die Ver-
treterin der Generalstaatsanwaltschaft, 
Turssynbekova Saltanat Parchatovna, 
würdigt die Arbeit der Krisenzentren 
bei der Bekämpfung von häuslicher Ge-
walt. Ohne deren Ausdauer und Enga-
gement wäre das Land bei der Bekämp-
fung nicht auf dem jetzigen Stand. 

Ich kann anschließend mit meinem 
Beitrag zur Täterarbeit und den bun-
desweiten Standards zur Täterarbeit eine 
Forderung der Krisenzentren vertiefen. 
Alles wird synchron und zuverlässig 
übersetzt. Die Forderung nach Täterar-
beit und primärer Prävention wird er-
freulicherweise auch mit den weiteren 
zentralasiatischen Empfehlungen der 
Politik überreicht. Ich habe die Gelegen-
heit zu verdeutlichen, wie wichtig eine 
interdisziplinäre und verlässliche Koope-
ration ist, wenn Täterarbeit erfolgreich 
sein will und in welcher Form Täterar-
beit zum Opferschutz beitragen kann.

Am Ende der Sitzung findet eine 
Preisverleihung anlässlich des 25. 

Jahrestages der Unabhängigkeit Ka-
sachstans statt. Viele der engagierten 
Kolleginnen und Kollegen, die ich 
kennenlernen durfte, erhalten eine Ur-
kunde für ihre Verdienste.

Wie bei uns sind viele der Kollegin-
nen und Kollegen, die der Gewalt ge-
gen Frauen etwas entgegensetzen und 
Schutz und Hilfe organisieren, von An-
fang an dabei. Und sie kämpfen weiter. 
Sogar die Gründerin des ersten Frauen-
hauses in Kirgistan, Bubussara Ryssko-
lova, war auf dem Kongress anwesend. 
Interessanterweise war sie diejenige, 
die davon sprach, dass sich die Anti-
Gewalt-Arbeit nun modernisieren und 
endlich auch virtuell besser platzieren 
müsse, es brauche mehr Präsenz und 
Aktivität im Internet! Und das sagte die 
mit Abstand älteste Teilnehmerin.

Ich fliege nun um 1:45 Uhr nach 
Hause mit dem Gefühl müde und glück-
lich zu sein und etwas richtig gemacht 
zu haben. Ich freue mich, eine Fülle an 
Erfahrungen mit Kolleginnen und Kol-
legen in Zentralasien zu teilen, vonein-

ander gelernt und miteinander ein wenig 
gekämpft, gelacht und diskutiert zu ha-
ben. Die FES und die Krisenzentren un-
terstützen, wie M-V auch, die jährliche 
UN Women-Kampagne „16 Tage gegen 
häusliche Gewalt“. Es ist schön über so 
eine weite Distanz hinweg an einem 
gemeinsamen Ziel zu arbeiten: An der 
Gleichstellung der Geschlechter und der 
Stärkung der Rechte von Frauen. 

Weitere Einblicke zur Arbeit der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Zentralasien unter: 
http://www.fes-centralasia.org/de/artikel/
nein-zur-gewalt-gegen-frauen.html

Das Podium beim Nationalen Ausschuss für Frauen und Familienpolitik beim Präsi-
denten der Republik Kasachstan

Landeskoordinierungsstelle CORA
Gisela Best
Dipl. Soz. Päd./Kriminologin (MA)
Frauen helfen Frauen e.V.
Heiligengeisthof 3
18055 Rostock 
Tel: 0381 / 401 02 29
mail: cora@fhf-rostock.de

zur Autorin

Teilnehmer*innen des Runden Tisches „Soziale Partnerschaften im Interesse der Frauen 
und Kinder“ am 7. Oktober im Foyer des Hotel Beijing Palace Soluxe in Astana
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Deutschland: Mehr als 100.000 Frauen erleben Gewalt 
in Partnerschaft

Berlin (dpa) - Mehr als 100.000 Frauen pro Jahr wer-
den in Deutschland Opfer von Gewalt in der Partnerschaft. 
Das geht aus einem veröffentlichten Bericht des Bundes-
kriminalamts (BKA) für das Jahr 2015 hervor. „Die Zahlen 
sind schockierend“, sagte Bundesfrauenministerin Manuela 
Schwesig (SPD). Sie appellierte an die Opfer von Gewalt, 
ihr Schweigen zu brechen. Der mit Abstand größte Teil der 
Gewalttaten gegen Frauen in Partnerschaften fällt unter die 
Rubrik „vorsätzliche einfache Körperverletzung“ (65.800 
Fälle). Es folgen Bedrohungen, gefährliche Körperverletzun-
gen und Stalking - sowie Mord und Totschlag in 331 Fällen. 
Gewalt in Partnerschaften trifft zu 82 Prozent Frauen, im 
Ganzen waren es im vergangenen Jahr 104.290 weibliche 
Opfer. Aber auch Männer waren 23.167 Mal betroffen. Ins-
gesamt, also Gewalt gegen Männer und Frauen zusammen-
gezählt, wurden 2015 gut 127.000 solcher Fälle verzeichnet, 
seit 2012 ist die Zahl damit um 5,5 Prozent gestiegen.

Schwesig sagte dazu: „Wir brauchen diese Zahlen, denn 
sie helfen dabei, häusliche Gewalt sichtbar zu machen.“ Not-
wendig seien vor allem Maßnahmen zur Prävention. „Häus-
liche Gewalt gegen Frauen, gegen Männer, gegen Kinder ist 
keine Privatsache. Es ist eine Straftat – und sie muss entspre-
chend verfolgt werden“, sagte Schwesig. Aber zwei Drittel 
aller Frauen, die schwere Gewalt erlebten, holten keine Hilfe. 

BKA-Chef Holger Münch, sprach von einem „nicht 
unerheblichen Dunkelfeld“. Opfer häuslicher Gewalt emp-
fänden ihre Situation oft als ausweglos, deshalb machten sie 
sich nicht bemerkbar. „Schweigen nützt den Tätern“, sagte 
Münch. Besonders bei Trennungen entstünden Konflikte. 
Die größte Tätergruppe sind nach den BKA-Zahlen ehema-
lige Partner. Die Ministerin und der BKA-Chef warben für 
das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ mit der Nummer 
08000 116 016. Dort wird Betroffenen eine 24-Stunden-
Beratung angeboten, kostenlos, anonym und in 15 Sprachen. 

Schwesig setzte sich auch für mehr Frauenhäuser in ländli-
chen Regionen ein. „Ich bin mit allen Länderministerinnen im 
Gespräch, weil es sehr unterschiedlich läuft“, sagte die SPD-Po-
litikerin im ZDF-Morgenmagazin. Sie selbst könne die Lücken 
auf dem Land als Bundesministerin jedoch nicht schließen. 
„Für diese Aufgabe sind die Städte und die Länder zuständig.“ 

Fallzahlen aus Mecklenburg-Vorpommern
Anlässlich der Anti-Gewalt-Woche, die am 21. Novem-

ber in M-V mit einer landesweiten Auftaktveranstaltung in 
Güstrow begann, veröffentlichte CORA die Fallzahlen des 
Beratungs- und Hilfenetzes. Im ersten Halbjahr 2016 er-
hielten durch das Beratungs- und Hilfenetz in Mecklenburg 
Vorpommern insgesamt 2.124 Frauen und Männer Schutz 
und Beratung. Das sind 178 Fälle mehr als im Vergleichszeit-
raum des Vorjahres (1. Halbjahr 2015: 1.946 Fälle).

Insgesamt waren 1.932 Kinder und Jugendliche von se-
xualisierter Gewalt bzw. von häuslicher Gewalt betroffen, 
253 mehr als im Vergleichszeitraum (1. Halbjahr 2015: 1.679 
Fälle). Frauen (1.968 Fälle) waren weit häufiger von häusli-

cher Gewalt betroffen als Männer (156). 
177 Tatpersonen suchten in den Männer- und Gewaltbe-

ratungsstellen Hilfe.
„Gewalt gegen Frauen ist inakzeptabel und in keiner Weise 

zu tolerieren“, sagte Gleichstellungsministerin Stefanie Drese 
am 25. November 2016. „Das Beratungs- und Hilfenetz in 
Mecklenburg-Vorpommern leistet mit seinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern Hervorragendes für die Betroffenen. 
In den vergangenen Jahren wird im persönlichen Umfeld der 
Betroffenen öfter hingeschaut und Fälle von häuslicher Ge-
walt schneller angezeigt. Das ist ein positiver Effekt.“

Informationen
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Neuerscheinung Broschüre „Pro-
aktiver Kinderschutz bei häusli-
cher Gewalt“

In den Jahren 2005 bis 2008 gab es 
an den Interventionsstellen gegen häus-
liche Gewalt und Stalking in Rostock 
und Schwerin das Modellprojekt einer 
Kinder- und Jugendberatung. Da sich 
das Projekt als sinnvoll und gut genutzt 
erwies, wurde es im Mai 2008 auf alle 
fünf Interventionsstellen in M V ausge-
weitet, sodass fortan neben den beiden 
Erwachsenenberaterinnen die Kinder- 
und Jugendberatung das Team verstärkte. 
Die Erfahrungen aus den mehr als zehn 
Jahren der pro-aktiven Arbeit der Kin-
der- und Jugendberatung sind in der neu 
erschienenen Broschüre „Pro-aktiver 
Kinderschutz bei häuslicher Gewalt“ 
festgehalten. Diese Broschüre enthält ne-
ben den praktischen Arbeitsmethoden 
mit betroffenen Kindern und Jugendli-
chen auch aktuelle Ausführungen zu den 
Bereichen Kindeswohl, Kinderschutz 
und Umgangsregelungen nach häuslicher 
Gewalt. Dieses Wissen wird Fachkräften 
in allen Bereichen, in denen Kinder und 

Zum aktuellen Arbeitstand von 
„GeSA“

„GeSA“ ist ein regionales Kooperati-
onsmodell zur Verbesserung der Situati-
on gewaltbetroffener Frauen mit Sucht-
mittelproblematik und deren Kinder. 
Nach der Aufbauphase 2015, in der die 
Konstitution der Kooperationsteams und 
Regionalverbände sowie die Durchfüh-
rung der Basisseminare zur Vermittlung 
von Grundlagenwissen im Vordergrund 
standen, ist das Projekt „GeSA“ 2016 in 
die Arbeitsphase gestartet. Im Fokus der 
Arbeitsphase stehen die Fachforen, von 
denen sieben pro Region (Stralsund und 
Rostock einschließlich der dazugehöri-
gen Landkreise) geplant waren. In Ros-
tock haben bislang sechs, in Stralsund 
bislang fünf der Foren stattgefunden. 
Die noch ausstehenden Foren sind für 
November und Dezember bereits ter-
miniert und vorbereitet. Die Fachforen 
bieten den unterschiedlichen gastgeben-
den Einrichtungen die Möglichkeit, sich 
zu präsentieren und einen Fall zur Pro-
blematik aus dem eigenen Arbeitsalltag 
vorzustellen. Mit dem Ziel der Sensibi-
lisierung für die Situation Betroffener 
und sie umgebender Systeme, der Ent-

Jugendliche sich bewegen, zur Verfügung 
gestellt. Es soll dazu beitragen, dass be-
troffene Heranwachsende wahrgenom-
men und gezielte Maßnahmen zu ihrem 
Schutz und zu ihrer Unterstützung ge-
troffen werden. Untersuchungen von Dr. 
Heinz Kindler haben ergeben, dass das 
Miterleben von Gewalt zwischen den El-
tern beziehungsweise in der Partnerschaft 
eine der häufigsten Formen der Kindes-
wohlgefährdung in unserer Gesellschaft 
ist. Die Gefahr, dass Partnerschaftsgewalt 
auch in die nächste Generation getragen 
wird, ist somit sehr groß. Deshalb ist es 
wichtig, öffentlich klare Zeichen gegen 
häusliche Gewalt zu setzen und sich ge-
meinsam für ein gewaltfreies und selbst-
bestimmtes Leben einzusetzen. 

Die Broschüre ist mit finanzieller 
Unterstützung durch das Ministerium 
für Arbeit, Gleichstellung und Sozia-
les Mecklenburg-Vorpommern erstellt 
worden und auf der Internetpräsenz 
von Frauen helfen Frauen e.V. Rostock, 
www.fhf-rostock.de, auf der Seite der 
Interventionsstelle als PDF zu finden. 
Die Broschüre kann über die Kinder- 

wicklung von Handlungssicherheit und 
auf den Einzelfall bezogener Koopera-
tionen arbeiten die Regionalverbände 
mit der Methodik von Fallkonferenzen 
zusammen. Ein zweiter Arbeitsauftrag, 
mit dessen Umsetzung 2016 begonnen 
wurde, ist die Erarbeitung eines Hand-
buchs als praktische Anleitung zum Auf-
bau ähnlicher Kooperationsmodelle in 
anderen Regionen. 

In 2017 wird es neben der Fort-
führung der gemeinsamen Arbeit in 
den Fachforen vor allem auch um die 
Auswertung der bisherigen Ergebnis-
se und Erfahrungen gehen, die in die 
Erarbeitung allgemeiner Handlungs-
empfehlungen für die kooperierenden 
Einrichtungen münden soll. Daneben 
ist für November/Dezember 2017 ein 
bundesweiter Fachkongress geplant, auf 
dem die Ergebnisse von „GeSA“ einem 
breiten Fachpublikum vorgestellt und 
mit diesem diskutiert werden. Zentral 
wird dabei auch die Frage der Verste-
tigung und Fortsetzung des Koopera-
tionsmodells sein. Hier wurden durch 
die Kooperationsteams bereits konkrete 
Vorstellungen entwickelt. Diese betref-
fen u.a. die Etablierung von „Coaching-

und Jugendberatung auch kostenlos be-
stellt werden. Bei Interesse aus anderen 
Bundesländern wird ein Obolus von 
fünf Euro pro Exemplar erhoben. 

teams“ mit Fachkräften aus den Arbeits-
bereichen Sucht und Anti Gewalt zur 
Aufrechterhaltung und Weiterentwick-
lung der Zusammenarbeit. 

Projektleiterin Petra Antoniewski
Frauen helfen Frauen e.V. 
Rostock Bundesmodellprojekt 
GeSA
Ernst-Haeckel-Str. 1 
18059 Rostock
Tel: 0381 / 440 32 94
Fax: 0381 / 440 32 99
petra.antoniewski@fhf-rostock.de

Kontakt
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Auftakttagung Anti-Gewalt-
Woche in Güstrow

Am 21. November 2016 fand in 
Güstrow die Auftakttagung zur Anti-
Gewalt-Woche in M-V statt. Die Ta-
gung stand unter dem Motto „Nein zu 
Sexismus – Nein zu sexualisierter Ge-
walt“ und richtete den Blick auf den 
Zusammenhang zwischen Sexismus und 
Gewalt, auf Sexismus in der Werbung 
und auf Gewalt gegen Frauen mit Be-
hinderungen. Die neue Ministerin für 
Soziales, Integration und Gleichstellung 
Stefanie Drese, wies in ihrem Grußwort 
darauf hin, dass wir als Gesellschaft, wir 
in der Politik, aber auch wir in unserem 
privaten Umfeld nicht wegschauen dür-
fen, wenn Frauen und Kinder Gewalt 
ausgesetzt sind.

„Gewalt spielt sich in fast allen Tei-
len der Gesellschaft hinter verschlosse-
nen Türen ab. Egal von wem die Ge-
walt ausgeht: Täter müssen benannt, 
verfolgt und bestraft werden, die Opfer 
bestmöglich aufgefangen, beraten und 
beschützt werden“, so Drese.

Der erste Vortrag wurde von Sand-
ra Boger gehalten. Frau Boger arbeitet 
beim bff: Bundesverband Frauenbera-
tungsstellen und Frauennotrufe in dem 
Projekt „Suse – sicher und selbstbe-
stimmt. Frauen und Mädchen mit Be-
hinderung stärken.“, welches Frauen 
und Mädchen mit Behinderungen, die 
Gewalt erfahren haben, den Zugang 
zu Schutz und Hilfe erleichtern soll. 

In ihrem Vortrag wies Sandra Boger 
zunächst darauf hin, dass Frauen und 
Mädchen mit Behinderungen über-
durchschnittlich oft von sexualisierter 
oder körperlicher Gewalt betroffen 
sind. Die üblichen Hilfsangebote sind 
für Frauen und Mädchen mit Behinde-
rungen oft nicht oder nicht ausreichend 
zugänglich, beispielsweise weil die Ein-
richtungen nicht rollstuhlgeeignet sind 
oder weil die Mitarbeiter*innen nicht 
auf die Arbeit mit Menschen mit geis-
tiger Behinderung eingestellt sind. Oft 
sei das Problem auch wechselseitige 
Unkenntnis, so Boger. Beratungsein-
richtungen gegen häusliche oder sexu-
alisierte Gewalt seien sich gar nicht der 
Tatsache bewusst, dass sie auch Men-
schen mit Beeinträchtigungen beraten 
sollen, ebenso wenig wie Frauen mit 
Behinderungen wissen, dass diese Be-
ratungsstellen auch für sie zuständig 
sind. Um diese Situation zu verbessern, 
empfahl Boger den Beratungsstellen, 
Gruppenberatungen in Einrichtungen 
der Behindertenhilfe durchzuführen 
und die Beratungsstellen zu häuslicher 
und sexualisierter Gewalt barriereär-
mer zu gestalten. Darüber hinaus sollte 
die regionale Kooperation zwischen 
Einrichtungen der Behindertenhilfe 
und der Beratungsstellen gegen häusli-
che und sexualisierte Gewalt verbessert 
werden. Dies erfordere Zeit und Geld, 
weswegen Boger dafür plädierte, die 
finanziellen und zeitlichen Ressourcen 
der Beratungsstellen zu erhöhen.

Im Abschlussvortrag analysierte der 
Journalist und Blogger Nils Pickert den 
weit verbreiteten Sexismus in der Wer-
bung. Pickert zeigte unter anderem auf, 
dass Firmen Produkte bewusst nach 
Geschlechterstereotypen gestalten – so 
werden etwa Fahrräder für Mädchen 
und Jungen bewusst deswegen in rosa 
und blau hergestellt, damit sich die 
Eltern gezwungen sehen, ein zweites 
Fahrrad zu kaufen. Dem jüngeren Bru-
der könne natürlich nicht zugemutet 

werden, das rosafarbene Fahrrad seiner 
älteren Schwester zu fahren. Erwachse-
ne Frauen und Männer werden durch 
sexistische Werbung noch viel stärker 
stereotypisiert. Frauenkörper sind in 
der Werbung oft nur schmückendes 
Beiwerk, wenn etwa leicht bekleidete 
bis nackte Frauen, die in den Anzei-
gen abgebildet sind, in keinem Zu-
sammenhang mit dem Produkt stehen. 
Kurioserweise haben Studien gezeigt, 
dass das alte Motto „Sex sells“ nicht 
immer zutreffend ist: nackte Körper 
generieren zwar Aufmerksamkeit, die 
Betrachter*innen erinnern sich aber 
wenig später gar nicht mehr an das be-
worbene Produkt, sondern nur noch an 
den nackten Körper. Nils Pickert, der 
als Chefredakteur für den Verein Pink-
stinks tätig ist, gab in seinem Vortrag 
auch positive Beispiele aus geschlech-
tergerechten Werbekampagnen sowie 
Beispiele, in denen es dem Verein ge-
lang, sexistische Werbung durch den 
deutschen Werberat rügen zu lassen. 
Der Verein Pinkstinks hat auch Bun-
desjustizminister Heiko Maas zum Ver-
bot sexistischer Werbung beraten.

In ihrem Abschlusswort betonte 
Frau Dr. Gabler, Leiterin der Leitstelle 
für Frauen und Gleichstellung im Mi-
nisterium für Soziales, Integration und 
Gleichstellung, dass sich das Bundes-
land bemühen werde, das Beratungs- 
und Hilfenetz zur Bekämpfung von 
häuslicher und sexualisierter Gewalt 
weiter zu verbessern und für alle Ziel-
gruppen zugänglicher zu machen.
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10

dezember 2016 / 42.  Ausgabe

Teilnehmende der WAVE-Konferenz im Foyer des Roten Rathauses in Berlin

Step Up! Europe – Unite to end 
violence against women and their 
children

Die diesjährige WAVE-Konferenz 
fand vom 18. bis zum 21. Oktober in 
Berlin statt, Veranstaltungsorte waren die 
Stadtmission und das Rote Rathaus. Über 
400 Teilnehmende, Vortragende und 
Workshop-Leiter*innen aus ganz Euro-
pa, aber auch aus den USA oder China, 
waren nach Berlin gekommen, um sich 
zu vernetzen und voneinander zu lernen. 
Die Tagung stand ganz im Zeichen der 
Step up!-Kampagne, deren Ziel es ist, den 
Zugang zu spezialisierten Beratungsan-
geboten zu häuslicher und sexualisierter 
Gewalt in ganz Europa sicherzustellen. 
Im Zuge der Kampagne werden EU-
Behörden und nationale Regierungen 
aufgefordert, ihre Investitionen in diesem 
Bereich zu erhöhen, damit der Zugang 
für alle gewaltbetroffenen Menschen, 

bspw. auch Migrant*innen oder Men-
schen mit Handicap, gewährleistet wer-
den kann. Diese barrierefreien Zugänge 
zu Hilfsangeboten werden auch durch 
die Istanbulkonvention gefordert, die 
laut Elke Ferner, der Parlamentarischen 
Staatssekretärin der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
durch Deutschland wahrscheinlich noch 
vor der nächsten Bundestagswahl ratifi-
ziert wird. Die Istanbulkonvention wurde 
auch in einigen Workshops aufgegriffen, 
so berichtete eine Kollegin aus Serbien, 
wie sich dort nach der Ratifizierung der 
Konvention die Situation gestaltet. 

Nach den Vorträgen am Eröffnungs-
tag wurde der Fokus am zweiten Tag der 
Konferenz auf Workshops gelegt. Das 
Themenspektrum der Workshops war 
sehr breit, vom Schutz vor geschlechter-
basierter Cybergewalt über europäisches 
und nationales Recht zur Verhinderung 

von Gewalt gegen Frauen bis hin zur 
feministischen Selbstverteidigung wa-
ren viele Themen vertreten. Neben den 
Vorträgen und Workshops im Roten 
Rathaus und in der Stadtmission blieb 
auch genug Zeit für die Vernetzung der 
Teilnehmenden untereinander, die rege 
genutzt wurde.



11

dezember 2016 / 42.  Ausgabe

Ab jetzt gilt im Sexualstrafrecht: 
Nein heiSSt Nein!

In einer historischen Abstimmung 
hatte der Deutsche Bundestag im Juli 
2016 einstimmig eine grundlegende 
Reform des Sexualstrafrechtes beschlos-
sen. Am 10.11.2016 treten die Neurege-
lungen in Kraft.

Damit ist ein sexueller Übergriff auch 
schon dann strafbar, wenn er gegen den 
erkennbaren Willen einer Person ausge-
führt wird. Es kommt nicht mehr darauf 
an, ob eine betroffene Person sich gegen 
den Übergriff gewehrt hat oder warum 
ihr dies nicht gelungen ist. Damit wird 
endlich auch in Deutschland die Anfor-
derung der Istanbul-Konvention umge-
setzt, wonach alle nicht-einverständli-
chen sexuellen Handlungen unter Strafe 
zu stellen sind. „Dieses Gesetz ist ein 
Meilenstein für den Schutz der sexuel-
len Selbstbestimmung in Deutschland“ 
freut sich Katja Grieger, Geschäftsführe-
rin des bff.

Mit der Reform wird auch die Un-
gleichbehandlung im Strafrahmen bei 
Betroffenen mit Behinderung abge-

15-jähriges Jubiläum der Bera-
tungsstelle in Kröpelin

Am 16. September 2016 wurde das 
15-jährige Bestehen der IB-Beratungs-
stelle gegen häusliche Gewalt in Krö-
pelin feierlich begangen. 

Anwesend war neben Stefanie Drese, 
zum Zeitpunkt des Jubiläums Landtags-
abgeordnete der SPD und seit dem 1. 
November Ministerin für Soziales, In-
tegration und Gleichstellung des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern, auch Frau 
Wollenteit, Referatsleiterin in der Leit-
stelle für Frauen und Gleichstellung.

Die Gleichstellungsbeauftragten des 
Landkreises Rostock und der Städte 
Kühlungsborn und Bad Doberan, der 
Geschäftsführer des Internationalen 
Bundes Verbund Nord, Swen Framen-
au und Sigrid Warnke, Bereichsleiterin 
Soziale Dienste, und viele Gäste und 
Kooperationspartner würdigten die Ar-
beit der Beratungsstelle.

Kulturell gerahmt wurde die Veran-
staltung durch Musik-Duo Weekenders 
und durch die Frauentanzgruppe Küh-
lungsborn unter der Leitung von Ros-
witha Mehl.

schafft, bisher war ein sexueller Über-
griff gegen eine ‚widerstandsunfähige‘ 
Person mit geringerer Strafe bedroht. 
Sandra Boger, Referentin im bff und für 
den Schutz von Frauen und Mädchen 
mit Behinderung zuständig, erklärt: 
„Nach dem neuen Gesetz kann ein 
Übergriff gegen eine Frau mit Behin-
derungen härter bestraft werden. Das ist 
ein stärkendes Signal für alle Frauen mit 
Behinderungen, die ja überproportional 
häufig Übergriffe erleben“.

Ganz neu eingeführt wird der 
Straftatbestand der sexuellen Belästi-
gung. Dadurch sind künftig auch Über-
griffe strafbar, die bislang als nicht er-
heblich eingestuft waren.

Der Reform war eine jahrelange 

Höhepunkt der Jubiläumsfeier war 
die Enthüllung eines Kunstwerkes, das 
von den Frauen der Selbsthilfegruppe 
der Beratungsstelle mit Unterstützung 
der Künstlerin Maren Teuber kreiert 
wurde. Uralte, verschlungene Efeuran-
ken, die auf einer großen Holzwand 
angebracht sind, symbolisieren die für 
häusliche Gewalt symptomatische Ge-
waltspirale und die Schwierigkeit, sich 
aus einer gewaltvollen Beziehung zu 
lösen.

CORA moderierte den Festakt und 
gratuliert den Mitarbeiterinnen Ellen 
Schutow und Wiebke Bache sehr herz-
lich zur gelungenen Veranstaltung und 
wünscht für die nächsten 15 Jahre jede 
Menge Kraft, immer eine Handbreit 
Wasser unterm Kiel und weiterhin viel 
Erfolg und Freude bei der Arbeit.

rechtspolitische Debatte vorangegangen. 
Kritiker*innen hatten immer wieder 
darauf hingewiesen, dass eine Neurege-
lung die bestehenden Beweisprobleme 
nicht löst. Dazu Katja Grieger: „Sexuelle 
Übergriffe werden immer schwer zu be-
weisen sein. Dies darf aber kein Grund 
sein, an einem schlechten Gesetz fest-
zuhalten. Es ist sehr erfreulich, dass der 
Deutsche Bundestag dieser Argumenta-
tion gefolgt ist.“

Die Frauenberatungsstellen und 
Frauennotrufe erhoffen sich von dem 
neuen Gesetz auch eine Signalwirkung 
in die Gesellschaft hinein. Katja Grieger 
erläutert: „Die Botschaft ist jetzt ganz 
klar und eindeutig: Wer ein NEIN igno-
riert, tut Unrecht.“

Ellen Schutow stellt die von der Selbsthilfe-
gruppe gestaltete symbolische Gewaltspirale 
vor
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Liebe Lesende, liebe Autorinnen und Autoren der CORAktuell,
wir möchten Ihnen sehr herzlich danken für Ihr Engagement für die Fachzeitschrift CORAktuell und freuen uns über 
Ihren Leseeifer. Die Redaktion der CORAktuell wünscht Ihnen allen erholsame Tage, Gesundheit, Frieden und nach-
haltigen Widerspruch gegen die Thesen von Rechtspopulisten. Genießen Sie die ruhigere Zeit und tanken Sie Kraft, 
damit wir uns im nächsten Jahr mit neuem Elan den Aufgaben und Herausforderungen gemeinsam widmen können.

Ihre CORAktuell Redaktion

Missbrauchsbeauftragter rörig 
fordert mehr engagement beim 
thema kindesmissbrauch

Der Unabhängige Beauftragte für 
Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs, Johannes-Wilhelm Rörig, hat 
anlässlich des 2. Europäischen Tages zum 
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu-
tung und sexuellem Missbrauch sowie an-
lässlich der Netzwerkkonferenz der Bundes-
regierung zur Umsetzung des Aktionsplans 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor sexueller Gewalt und Ausbeutung ge-
fordert, dass Politik und Zivilgesellschaft 
noch stärker dafür gewonnen werden 
müssen, Verbesserungen bei Prävention, 
Hilfen und Aufarbeitung von sexuellem 
Kindesmissbrauch zu erreichen.

Zugleich sprach Rörig von einem star-
ken und notwendigen Signal, das Europa 
mit dem 2. Tag zum Schutz von Kindern 
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem 
Missbrauch und die Bundesregierung mit 
der Netzwerkkonferenz aussenden.

Rörig sieht die politischen Partei-
en in Bund und Ländern noch sehr 
viel stärker in der Pflicht. Substantielle 
Aussagen zur Prävention vor sexueller 
Gewalt und für verbesserte Hilfen ge-
hörten in jedes Partei- und Wahlpro-
gramm sowie in Koalitionsvereinbarun-
gen und müssten zudem mit konkreten 
Haushaltstiteln unterlegt sein. Rörig: 
„Wirkungsvolle und gute Prävention, 
unbürokratische und passgenaue Hil-
fen sind nicht zum Nulltarif zu haben. 
Nur dauerhaft eingeplante und zusätz-
liche Finanzmittel in den Kinder- und 
Jugendhaushalten können zu spürbaren

Verbesserungen bei Prävention, Hil-
fen und umfassender Aufarbeitung von 
sexuellem Kindesmissbrauch führen.“ 

Mit Blick auf die Bundesländer dank-
te Rörig den 16 Kultusbehörden für die 
zugesagte Kooperation bei der Umset-
zung seiner Initiative „Schule gegen se-
xuelle Gewalt“. Zugleich forderte Rörig 
jedoch mehr Engagement und gesamtge-
sellschaftliche Verantwortungsübernahme. 
„Nach Abschluss der Arbeit des ‚Run-
den Tisches Sexueller Kindesmissbrauch‘, 
an dem auch die Länder beteiligt waren, 
wurde Betroffenen die Einrichtung des 
Hilfsfonds für die Opfer sexuellen Kin-
desmissbrauchs in Familien zugesichert. 
Bisher zahlen nur drei Bundesländer in 
den Fonds ein, während 13 nach wie 
vor säumig bleiben.“ Auch beim Thema 
Fachberatungsstellen forderte der Miss-
brauchsbeauftragte mehr Anstrengungen 
von Seiten der Länder. Auf sexuellen 
Missbrauch spezialisierte Fachberatungs-
stellen seien bundesweit weder personell 

noch finanziell angemessen ausgestattet, 
gleichzeitig betonten auch die Länder 
deren wichtige Rolle. „Diese Diskrepanz 
gilt es zu überwinden. Der erste Schritt 
wäre eine Bedarfsanalyse, um die ich alle 
Länder auf der Basis einer von mir in Auf-
trag gegebenen Expertise gebeten habe.“

Abschließend sprach sich Rörig für 
die Einrichtung von unabhängigen Be-
auftragten auf Länderebene aus. Nur 
so könne man die Anstrengungen im 
Kampf gegen den sexuellen Kindes-
missbrauch bundesweit weiter steigern. 
Nach dem Vorbild des Bundes sollten 
alle Bundesländer zügig eine solche 
Stelle zur Bündelung und Koordinie-
rung der Aktivitäten im Themenfeld 
auf Landesebene einrichten und diese 
hochrangig und mit Expertise besetzen.

Weitere Informationen unter 
https://beauftragter-missbrauch.de/


